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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Beate Müller-Gemmeke, Markus Kurth, Sven Lehmann, 
Corinna Rüffer, Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn und der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Prüftätigkeit beim Arbeitsschutz  

Die Arbeitswelt hat sich beschleunigt und verdichtet. In der Folge steht neben der 
physischen Gesundheit mittlerweile vor allem auch die psychische Gesundheit 
der Beschäftigten im Mittelpunkt. Dem muss der Arbeitsschutz gerecht werden. 
Denn gute und gesunde Arbeitsbedingungen sind eine Zukunftsinvestition, die 
sich für die Betriebe und die Menschen gleichermaßen lohnen. Sie sind nicht nur 
eine Verpflichtung den Menschen gegenüber, sondern auch betriebs- und volks-
wirtschaftlich sinnvoll. Nur mit guten und gesunden Arbeitsbedingungen sowie 
angemessen ausgestalteten Arbeitsplätzen werden die Beschäftigten ihrer Arbeit 
bis zum Renteneintrittsalter nachgehen können. Deshalb ist der Bedarf an guter 
Beratung und effektiven Kontrollen seitens der Aufsichtsbehörden groß.  
Eine Kleine Anfrage (Bundestagsdrucksache 17/10229) hatte 2012 deutlich ge-
macht, dass die Arbeitsschutzbehörden in den Bundesländern für effektive Kon-
trollen personell nicht ausreichend ausgestattet waren. Mit dieser Kleinen An-
frage soll erneut eine Bestandsaufnahme gemacht und überprüft werden, ob sich 
an der Handlungsfähigkeit der Behörden im Arbeitsschutz seit 2012 etwas ver-
bessert hat. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

Personelle Ausstattung der Arbeitsschutzbehörden 
1. Wie viele Personalstellen standen den Aufsichtsbehörden nach Kenntnis der 

Bundesregierung für den Arbeitsschutz 2006 und jeweils in den Jahren von 
2011 bis 2017 zur Verfügung, und wie viele dieser Stellen waren nicht be-
setzt (bitte differenziert nach Bundesländern sowie nach Arbeitsschutzauf-
sicht der Länder, gewerblichen Berufsgenossenschaften – BG –, Unfallver-
sicherungsträgern (UVT) der öffentlichen Hand, landwirtschaftlichen BG 
angeben)? 

2. Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass die Aufsichtsbehörden mit dem 
zur Verfügung stehenden Personal ihre Verpflichtungen beim Arbeitsschutz 
tatsächlich erfüllen können?  

Wenn ja, warum?  
Wenn nein, warum nicht? 
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3. Wie viel Prozent des Personals in den Aufsichtsbehörden haben nach Kennt-

nis der Bundesregierung eine berufliche Qualifikation mit technischem Hin-
tergrund bzw. sozialem Ausbildungshintergrund (psychologische und sozi-
alpädagogische Berufe), die der Begutachtung von psychischen Gefährdun-
gen gerecht wird (bitte nach Arbeitsschutzaufsicht der Länder, gewerblichen 
BG, UVT der öffentlichen Hand, landwirtschaftlichen BG differenzieren)? 

4. Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass das Aufsichtspersonal mittlerweile 
ausreichend qualifiziert ist, um den Anforderungen bei der Besichtigung psy-
chischer Gefährdungen gerecht zu werden?  
Wenn ja, warum?  
Wenn nein, warum nicht? 

Betriebsbesichtigungen 
5. Wie viele Betriebsbesichtigungen wurden nach Kenntnis der Bundesregie-

rung 2006 und jeweils in den Jahren von 2011 bis 2017 durchgeführt und wie 
viele davon in kleinen, mittelgroßen und großen Betrieben (bitte nach Ar-
beitsschutzaufsicht der Länder, gewerblichen BG, UVT der öffentlichen 
Hand, landwirtschaftlichen BG differenzieren)? 

6. Wie viel Prozent der kleinen, mittelgroßen und großen Betriebe wurden nach 
Kenntnis der Bundesregierung 2006 und jeweils in den Jahren von 2011 bis 
2017 besichtigt (bitte mit den Angaben: Gesamtzahl der Betriebe/aufge-
suchte Betriebe/Prozentzahl aufgesuchte Betriebe und nach Arbeitsschutz-
aufsicht der Länder, gewerblichen BG, UVT der öffentlichen Hand, land-
wirtschaftlichen BG differenzieren)? 

7. In welchen Zeiträumen werden nach Kenntnis der Bundesregierung kleine, 
mittelgroße und große Betriebe rein rechnerisch im Durchschnitt von den 
Arbeitsschutzbehörden besichtigt (bitte nach Arbeitsschutzaufsicht der Län-
der, gewerblichen BG, UVT der öffentlichen Hand, landwirtschaftlichen BG 
differenzieren)? 

8. Welche konkreten Aspekte werden nach Kenntnis der Bundesregierung beim 
Sachgebiet „psychische Belastungen“ geprüft (bitte nach Arbeitsschutzauf-
sicht der Länder, gewerblichen BG, UVT der öffentlichen Hand, landwirt-
schaftlichen BG differenzieren)? 

9. In welchem prozentualen Verhältnis wird nach Kenntnis der Bundesregie-
rung bei den Besichtigungen das Sachgebiet „psychische Belastungen“ im 
Vergleich zu technischen Sachgebieten geprüft, und rein rechnerisch bei der 
wie vielten Besichtigung werden die Sachgebiete „Arbeitsplatz, Arbeits-
stätte, Ergonomie“ bzw. „psychische Belastungen“ durchschnittlich behan-
delt (bitte nach Arbeitsschutzaufsicht der Länder, gewerblichen BG, UVT 
der öffentlichen Hand, landwirtschaftlichen BG differenzieren)?  

10. Sieht die Bundesregierung bei der Prüfhäufigkeit des Sachgebiets „psychi-
sche Belastungen“ Handlungsbedarf?  

Wenn nein, warum nicht?  
Wenn ja, warum, und welche gesetzlichen Maßnahmen wären notwendig?  

11. Wie viele Anordnungen, Verwarnungen, Bußgeldbescheide und Strafanzei-
gen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 2006 und jeweils in den Jah-
ren von 2011 bis 2017 aufgrund der Besichtigungen ausgesprochen (bitte 
nach Arbeitsschutzaufsicht der Länder, gewerblichen BG, UVT der öffentli-
chen Hand, landwirtschaftlichen BG differenzieren)? 

12. Welche sind nach Kenntnis der Bundesregierung die zehn wichtigsten Män-
gel für Anordnungen, Verwarnungen, Bußgelder und Strafanzeigen? 
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Gefährdungsbeurteilungen 
13. Wie viel Prozent der Betriebe haben nach Kenntnis der Bundesregierung in 

den Jahren 2006, 2011 und 2016 tatsächlich Gefährdungsbeurteilungen 
durchgeführt, und wie viele dieser Betriebe haben dabei auch psychische Be-
lastungen berücksichtigt (bitte nach kleinen, mittelgroßen und großen Betrie-
ben differenzieren)? 

14. In prozentual wie vielen Fällen ziehen nach Kenntnis der Bundesregierung 
kleine, mittelgroße und große Betriebe aus Gefährdungsbeurteilungen be-
triebliche Konsequenzen (bitte nach physischen und psychischen Belastun-
gen differenzieren)? 

15. Welche Unterstützungsmaßnahmen erhalten kleine, mittelgroße und große 
Betriebe bei der Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen, und welchen 
Handlungsbedarf sieht die Bundesregierung? 

16. Beurteilt die Bundesregierung die Zahlen, in wie vielen Betrieben Gefähr-
dungsbeurteilungen durchgeführt werden, als zufriedenstellend, oder sieht 
die Bundesregierung Handlungsbedarf, beispielsweise in der Form, dass 
Sanktionen für den Fall eingeführt werden, dass Betriebe Gefährdungsbeur-
teilungen grundsätzlich und regelmäßig nicht durchführen, und wenn nein, 
warum nicht?  

Wenn ja, was sollte gesetzlich auf den Weg gebracht werden?  

Berlin, den 18. Januar 2018 

Katrin Göring Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion
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